7. Wahlperiode 
Deutscher Bundestag 


Drucksache 7/ 30 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu den Ergebnissen der am 19./20. Oktober 1972 in Paris abgehaltenen 
Gipfelkonferenz der Staats- bzw. Regierungschefs der Mitgliedstaaten der erweiter- 
ten Europäischen Gemeinschaften 


Das Europäische Parlament, 

— angesichts der Erklärung, die aus Anlaß der am 19. und 
20. Oktober 1972 in Paris abgehaltenen Konferenz der 
Staats- bzw. Regierungschefs der erweiterten Gemeinschaft 
veröffentlicht worden ist, 

— der Ansicht, daß sowohl die Abhaltung der ersten Gipfel- 
konferenz zwischen den Staats- bzw. Regierungschefs der 
neuen Staaten der erweiterten Gemeinschaft als auch die 
bei diesem ersten Treffen zwischen den sechs alten und den 
drei neuen Mitgliedern zutage getretene Harmonie der 
Standpunkte Ereignisse von großer Tragweite für den Auf- 
bau Europas darstellen, 

— unter Bekräftigung des in der Präambel dieser Erklärung 
hervorgehobenen Willens der Mitgliedstaaten, die Entwick- 
lung der Gemeinschaft auf Demokratie, Meinungsfreiheit, 
Freizügigkeit von Personen und Ideen sowie Mitverantwor- 
tung der Völker über ihre frei gewählten Vertreter zu grün- 
den, 

— unter Hinweis auf seine am 5. Juli 1972 angenommene Ent- 
schließung 1 ), 

- — ■ in Kenntnis des Berichts des Politischen Ausschusses (Dok. 
194/72), 

1. daß die Gipfelkonferenz von Paris eine Bestätigung des 
bereits während der Konferenz von Den Haag zum Aus- 
druck gebrachten Willens darstellt, in einer erweiterten 
Gemeinschaft unter Beteiligung der bestehenden Organe 
zu einer Verstärkung der Bande zu gelangen, welche die 
demokratischen Staaten Europas verbinden; 
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2. daß präzise Fristen zur unwiderruflichen Verwirklichung 
der in den Beschlüssen des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften und der Vertreter der Mitgliedstaaten vom 22. 
März 1971 und vom 21. März 1972 vorgesehenen Wirt- 
schafts- und Währungsunion festgelegt wurden; 

3. daß eine Entscheidung angenommen werden konnte, vor 
dem 1. April 1973 einen Europäischen Fonds zur währungs- 
politischen Zusammenarbeit zu schaffen, bei dessen An- 
wendung eine wirkungsvolle Beteiligung der Gemein- 
schaftsorgane wünschenswert bleibt; 

4. daß Grundsätze und ein Verfahren beschlossen werden 
konnten, um zur Festlegung einer gemeinsamen Haltung 
der Mitgliedstaaten bei der Reform des internationalen 
Währungssystems mit dem Ziel zu gelangen, eine gerech- 
tere und dauerhafte Ordnung zu garantieren; 

5. daß sich der Wille gezeigt hat - in der vom Europäischen 
Parlament stets geforderten unerläßlichen Parallelität der 
Aktionen - die Maßnahmen zur Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion durch konkrete Maßnahmen 
in den anderen Bereichen des Wirtschaftslebens zu beglei- 
ten; 

6. daß ein Termin (1. Januar 1974) festgelegt wurde, bis zu 
dem von den Gemeinschaftsorganen ein umfassendes 
sozialpolitisches Aktionsprogramm beschlossen werden 
muß, das die Mitwirkung der Sozialpartner sichern und die 
Lebensqualität verbessern soll und dessen Existenz dazu 
beitragen wird, die humanitäre Zielsetzung der Gemein- 
schaft zu unterstreichen und die Unterstützung der Bevöl- 
kerung für das europäische Ideal zu verstärken; 

7. daß die Beseitigung struktureller und regionaler Unaus- 
gewogenheiten als vorrangiges Ziel der Gemeinschaft an- 
erkannt worden ist und daß zur Verwirklichung dieses 
Ziels bis zum 31. Dezember 1973 ein Fonds zur Regional- 
entwicklung eingerichtet werden soll; 

8. daß ein genaues Programm ausgearbeitet wurde, das es 
der Gemeinschaft ermöglicht, über die zur Durchführung 
einer echten Politik im industriellen, wissenschaftlichen und 
technologischen Bereich notwendigen Mittel zu verfügen; 

9. daß sich der Wille bestätigt hat, vor dem 31. Juli 1973 ein 
Aktionsprogramm festzulegen, das - begleitet von einem 
genauen Zeitplan - eine gemeinschaftliche Politik des Um- 
weltschutzes begründet; 
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10. daß endlich die Notwendigkeit anerkannt worden ist, durch 
die Gemeinschaftsinstitutionen - und zwar binnen kürze- 
ster Frist - eine Energiepolitik erarbeiten zu lassen, die 
eine sichere und dauerhafte Versorgung unter wirtschaft- 
lich zufriedenstellenden Bedingungen garantiert, wenn 
auch zu wünschen bleibt, daß die Festlegung eindeutiger 
Termine zur Verwirklichung dieser Politik der eingegan- 
genen Verpflichtung ein größeres Gewicht verleiht; 

11. daß sich dank eines wachsenden Bewußtseins der Eigen- 
persönlichkeit Europas der Wille manifestiert hat, den 
zunehmenden Verantwortungen zu begegnen, die ihm in 
der Welt zufallen werden, insbesondere in bezug auf 

— das Erfordernis, zu den grundlegenden Ereignissen der 
Weltpolitik gemeinsame Haltungen zu definieren; 

— den Willen, auf koordinierte Weise zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels beizutragen, indem - in 
den am besten geeigneten Formen - ein konstruktiver 
Dialog mit den Vereinigten Staaten von Amerika, mit 
Japan, Kanada und den anderen industrialisierten Han- 
delspartnern geführt und in diesem Zusammenhang 
auf Gemeinschaftsebene vor dem 1. Juli 1973 eine Ge- 
samtkonzeption definiert wird; 

— die Bestätigung einer Assoziierungspolitik, die offen ist 
gegenüber den anderen europäischen Staaten und einer 
globalen und ausgewogenen Politik gegenüber den 
Staaten des Mittelmeerraums, mit denen Verträge be- 
stehen oder abzuschließen sind; 

— die Hervorhebung einer Politik der auf Gegenseitig- 
keit beruhenden Zusammenarbeit mit den Ostblock- 
staaten, denen gegenüber vom 1. Januar 1973 an eine 
gemeinsame Handelspolitik durch die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft verwirklicht werden muß; 

— die Notwendigkeit eines konzertierten und konstruk- 
tiven Beitrags der Gemeinschaft und der Mitgliedstaa- 
ten zur Vorbereitung und zur Abwicklung der Konfe- 
renz über die Sicherheit und Zusamenarbeit in Europa; 

bedauert es: 

12. daß die Einigung zur Verwirklichung einer umfassenden 
Politik weltweiter Zusammenarbeit in der Entwicklungs- 
hilfe zu keinen Beschlüssen über konkrete Maßnahmen wie 
etwa der Festlegung einer Entwicklungshilfe in Höhe von 
0,7 °/o des Bruttosozialprodukts der Gemeinschaft und der 
Steigerung der Importe aus den betroffenen Staaten um 
15 °/o jährlich geführt hat; 

13. daß keine Entscheidung im Hinblick auf eine Verstärkung 
der demokratischen Strukturen der Gemeinschaft gefällt 
wurde; 
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14. daß zur Verwirklichung der allgemeinen und unmittelba- 
ren Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments nicht 
nur keine festen Termine beschlossen worden sind, sondern 
auch keine Aufträge zu den anstehenden Schwierigkeiten 
erteilt wurden; 

15. daß nur allgemein gehaltene Anmerkungen zur wirkungs- 
volleren Beteiligung des Europäischen Parlaments an dem 
Gesetzgebungswerk der Gemeinschaften gemacht wurde; 

16. daß die Gemeinschaft über kein einheitliches Entschei- 
dungszentrum verfügen kann, das in der Lage ist, verbind- 
liche Entscheidungen für die Mitgliedstaaten zu treffen, 
und das im Geiste einer demokratischen Legitimierung dem 
Europäischen Parlament, ausgestattet mit den üblichen 
Befugnissen eines Parlaments, gegenübersteht; 

17. daß die Verwirklichung der Politischen Union allein durch 
eine Intensivierung des Verfahrens der Zusammenarbeit 
zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten angestrebt 
wird; 

18. daß auf dem Gebiet der politischen Zusammenarbeit der 
Außenpolitik den Gemeinschaftsinstitutionen - Kommis- 
sion und Parlament - nicht der Platz eingeräumt worden 
ist, der ihnen insbesondere im Hinblick auf die Voraus- 
setzungen und Folgen der gemeinschaftlichen Aktivitäten 
im internationalen Bereich zukommt; 

19. daß die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Verbesse- 
rung des Entscheidungsverfahrens zwischen Kommission, 
Rat und Parlament, unter Respektierung der Verträge, 
keine konkrete und unmittelbare Lösung gefunden hat. 

Das Europäische Parlament; 

20. weist erneut darauf hin, daß die Verträge von Rom (Arti- 
kel 138 EWGV, Artikel 108 EAGV) sowie die Entschlie- 
ßungen von Luxemburg vom 22. April 1970 über die Stär- 
kung der Befugnisse des Parlaments und der politischen 
Konzertierung genau eingehalten werden müssen; 

21. nimmt zur Kenntnis, daß die Staats- bzw. Regierungschefs 
sich zum wesentlichen Ziel gesetzt haben, vor dem Ende 
dieses Jahrzehnts und unter vollständiger Respektierung 
der bereits Unterzeichneten Verträge die Gesamtheit der 
Beziehungen der Mitgliedstaaten in eine „Europäische 
Union" umzuwandeln und die Institution der Gemeinschaft 
aufgef ordert haben, zu diesem Thema vor Ende 1975 einen 
Bericht auszuarbeiten, der einer späteren Gipfelkonferenz 
unterbreitet werden soll; 

22. ist überzeugt, daß der in der Erklärung von Paris erstmals 
erwähnte Begriff „Europäische Union" die vom Europäi- 
schen Parlament in seinen früheren Stellungnahmen zur 
„Politischen Union" definierten Ziele umfaßt; 
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23. ist der Ansicht, daß allein die Beteiligung der Völker und 
ihrer gewählten Vertreter die Verwirklichung dieses Ziels 
in Demokratie und Freiheit erlaubt; 

24. unterstreicht erneut, daß nur dann eine aktive Beteiligung 
der Jugend am europäischen Aufbau erreicht werden kann, 
wenn die „Europäische Union" gegründet ist auf einer Ver- 
stärkung der demokratischen Struktur der Gemeinschaft 
und auf der vollständigen Beteiligung des Europäischen 
Parlaments an den die Zukunft der Völker verpflichtenden 
Entscheidungen; 

25. appelliert an den Rat und die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, unter Respektierung der von der Konfe- 
renz in Paris festgesetzten Fristen alle Entscheidungen zu 
treffen, um dem Aufbau der Gemeinschaft einen neuen 
Impuls zu geben; 

26. hält es für bedeutsam, daß durch die Gipfelkonferenz der 
Staats- bzw. Regierungschefs den Institutionen der Gemein- 
schaft wichtige Mandate für die Verwirklichung der ver- 
schiedenen Politiken übertragen wurden, die den konkre- 
ten und realen Aufbau in Europa bedingen, und erklärt sich 
seinerseits bereit, diesbezüglich jede Verantwortung zu 
übernehmen, die sich sowohl aus dem Vertrag als auch 
dem Kommunique von Paris ergibt; 

27. fordert die Kommission auf, ihm bei der Vorlage des näch- 
sten Tätigkeitsprogramms konkrete Vorschläge im Sinne 
der vorliegenden Entschließung zu unterbreiten; 

28. wird nach dem 1. Januar 1973 eigene Vorschläge vorlegen, 
um Maßnahmen zur Verbesserung des Entscheidungsver- 
fahrens und der Arbeitsweise der Organe vorzubereiten; 

29. behält sich überdies vor, eigene Vorschläge auszuarbeiten, 
um durch die parlamentarische Initiative zur weiteren Ver- 
wirklichung der in den Verträgen festgelegten politischen 
Ziele der Gemeinschaft beizutragen; 

30. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung den 
Regierungen und den Parlamenten der Mitgliedstaaten der 
erweiterten Gemeinschaft sowie dem Rat und der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln. 
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